Allgemeine Versicherungsbedingungen

fur die Private Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung

(AVB Private HuG HV)

Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung

Teil A enthalt Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Haftpflichtversicherung
und ist unterteilt in:

Abschnitt A1

Privates Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtrisiko
fur die allgemeinen und besonderen Risiken als privater Haus- und Grundbesitzer

A2 Besondere Umweltrisiken
gilt fir Gewasserschaden und Schaden nach dem Umweltschadensgesetz
A(GB) Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A
enthalt Regelungen zum Abtretungsverbot, zur Beitragsregulierung und zur Beitragsan-
gleichung
Teil B enthalt Regelungen (iber allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien und ist unterteilt in:

Abschnitt B1
B2
B3
B4

MaRgeblich far den
seine Nachtrage.
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A1-1 Versicherte Eigenschaften, Tatigkeiten (versichertes
Risiko)

A1-1.1

A1-1.2

Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als privater Haus- und/oder Grundstiicksbe-
sitzer fir das im Versicherungsschein und seinen
Nachtragen beschriebene Gebaude oder Grundstiick.
Haus- und/oder Grundstiicksbesitzer ist z. B. der Ei-
gentumer, Mieter, Pachter, Leasingnehmer oder Nutz-
nieler.

Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentimern im
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt:
Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Woh-
nungseigentimer.

Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestim-
mungen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus dem gemeinschaftlichen Eigentum.

A1-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhdltnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen)

A1-2.1
A1-211

Mitversicherte Personen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht

A1-2.1.1.1 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Rei-

nigung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der
Grundstucke beauftragten Personen fir Anspri-
che, die gegen sie aus Anlass der Ausflhrung
dieser Verrichtung erhoben werden.

Ausgeschlossen sind Anspriiche aus Personen-
schaden, bei denen es sich um Arbeitsunfélle und
Berufskrankheiten im Betrieb des Versicherungs-
nehmers gemal dem Sozialgesetzbuch VIl han-
delt. Das Gleiche gilt fur solche Dienstunfalle ge-
mafR den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in
Auslibung oder infolge des Dienstes Angehdrigen
derselben Dienststelle zugefugt werden.

Mitversichert sind jedoch etwaige Ubergangsfahi-
ge Regressanspriiche von Sozialversicherungs-
tréagern, Sozialhilfetragern, privaten Krankenversi-
cherungstragern, offentlichen und privaten Arbeit-
gebern wegen Personenschaden.

A1-21.1.2 des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in

dieser Eigenschaft.

A1-2.1.1.3 von Familienangehérigen, Nachbarn und sonsti-

A1-2.1.2

A1-2.2

gen Personen, die fir Sie stellvertretend oder ge-

falligkeitshalber lhnen obliegende Pflichten wahr-

nehmen, aus der Wahrnehmung dieser Pflichten.
Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentiimern im
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes gilt auler-
dem:

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Verwal-
ters und der Wohnungseigentimer bei Betatigung im
Interesse und fiir Zwecke der Gemeinschaft.
Versichert sind hierbei — abweichend von A1-7.3 —

a) Anspriche eines einzelnen Wohnungseigenti-
mers gegen den Verwalter;

b) Anspriiche eines einzelnen Wohnungseigentu-
mers gegen die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentlimer;

c) gegenseitige Anspriiche von Wohnungseigentii-
mern bei Betatigung im Interesse und fir Zwecke
der Gemeinschaft.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben
Schaden am Gemeinschafts-, Sonder- und Teilei-
gentum und alle sich daraus ergebenden Vermo-
gensschaden.
Alle fir den Versicherungsnehmer geltenden Vertrags-
bestimmungen sind auf die mitversicherten Personen
entsprechend anzuwenden. Dies gilt nicht fur die Be-
stimmungen Uber die Vorsorgeversicherung (A1-9),

wenn das neue Risiko nur fur eine mitversicherte Per-
son entsteht.

A1-2.3 Unabhangig davon, ob die Voraussetzungen fir Risi-
kobegrenzungen oder Ausschlisse in der Person des
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Per-
son vorliegen, entfallt der Versicherungsschutz sowohl
fr den Versicherungsnehmer als auch fiir die mitversi-
cherten Personen.

A1-2.4 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur
der Versicherungsnehmer ausiiben. Fur die Erfillung
der Obliegenheiten sind sowohl der Versicherungsneh-
mer als auch die mitversicherten Personen verantwort-
lich.

A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall

A1-3.1  Versicherungsschutz besteht fir den Fall, dass der
Versicherungsnehmer wegen eines wahrend der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetretenen Schadener-
eignisses (Versicherungsfall), das einen Personen-,
Sach- oder sich daraus ergebenden Vermégensscha-
den zur Folge hatte, aufgrund

gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. Dazu gehdéren auch nachbarrechtliche
Ausgleichsanspriiche gemal § 906 Absatz 2 BGB so-
wie Beseitigungsanspriiche nach § 1004 Absatz 1
Satz 1 BGB und Anspriiche nach § 14 BImSchG, so-
weit diese gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen
gleichstehen.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die
Schadigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum
Schadenereignis gefihrt hat, kommt es nicht an.

A1-3.2  Kein Versicherungsschutz besteht fur Anspriiche, auch
wenn es sich um gesetzliche Anspriiche handelt,

a) auf Erflllung von Vertragen, Nacherfillung, aus
Selbstvornahme, Rucktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b) wegen Schaden, die verursacht werden, um die
Nacherflllung durchfiihren zu kénnen;

c) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsge-
genstandes oder wegen des Ausbleibens des mit
der Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrau-
en auf ordnungsgemalfie Vertragserfillung;

e) auf Ersatz von Vermdgensschaden wegen Verzo-
gerung der Leistung;

f) wegen anderer an die Stelle der Erfiillung tretender
Ersatzleistungen.

A1-3.3 Kein Versicherungsschutz besteht fur Anspriiche, so-
weit sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung
oder Zusage Uber den Umfang der gesetzlichen Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers hinausgehen.

A1-4 Leistungen der Versicherung und Volimacht des Ver-
sicherers

A1-4.1  Der Versicherungsschutz umfasst

e die Priifung der Haftpflichtfrage,

e die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
spriiche und

e die Freistellung des Versicherungsnehmers von
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes,
rechtskraftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Ver-
gleichs zur Entschadigung verpflichtet ist und der Ver-
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sicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich
bestanden hatte.

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung fir den Versi-
cherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.
Mehrkosten fiir Reparatur statt Neukauf (Res-
sourcenschonende Reparaturen)
Der Versicherer erstattet nachgewiesene Mehrkos-
ten, wenn auf den Neukauf einer beschadigten Sa-
che verzichtet und stattdessen die beschadigte Sa-
che repariert wird. Ebenso werden die Reparatur-
kosten, die Uber die gesetzliche Haftpflicht hinaus-
gehen und nachgewiesen werden, erstattet.

Diese Mehrleistung ist auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme begrenzt und betragt bis zu 20 Prozent
der berechtigten Schadensersatzverpflichtungen, je-
doch maximal 3.500 Euro. Die Hochstersatzleistung
eines Versicherungsjahres betragt 7.000 Euro.
Mehrleistungen fiir nachhaltigen Schadensersatz
Der Versicherer ersetzt infolge eines Versicherungs-
falles die nachgewiesenen Mehrkosten in H6he von
bis zu 20 Prozent, héchstens 3.500 Euro, der Scha-
densersatzleistung fir eine anerkannt nachhaltige/
Okologische Ersatzbeschaffung und/oder Wiederher-
stellung zerstorter Sachen.
Beauftragung eines regionalen Unternehmens
bei der Schadenregulierung (Regionale Wirt-
schaft)
Im Versicherungsfall bevorzugt der Versicherer die
Beauftragung eines regionalen Unternehmens im
nahen Umkreis zum Schadenort bei der Schadenre-
gulierung.
Sofern die Beauftragung durch den Geschéadigten in
Absprache mit dem Versicherer erfolgt, werden ge-
gebenenfalls entstehende Mehrkosten fur die glei-
che Leistung im Vergleich zu nicht regionalen Anbie-
tern Ubernommen.
Der Versicherer ist bevollmachtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatz-
anspriiche zweckmagig erscheinenden Erklarungen im
Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem
Rechtsstreit lber Schadensersatzanspriiche gegen
den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer bevoll-
machtigt, den Prozess zu fiihren. Der Versicherer fiihrt
dann den Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des
Versicherungsnehmers.
Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadener-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz
fallenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann,
die Bestellung eines Verteidigers fir den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewinscht oder ge-
nehmigt, so tragt der Versicherer die gesetzliche Ver-
gltung geman Rechtsanwaltsvergutungsgesetz
(RVG).
Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minde-
rung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der
Versicherer bevollmachtigt, dieses Recht auszuiben.
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A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme,
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Versicherungssumme
Die Entschadigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarte, im Versi-
cherungsschein genannte Versicherungssumme be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versiche-
rungsschutz auf mehrere entschadigungspflichtige Per-
sonen erstreckt.
Bei Vereinbarung einer Versicherungssumme von
Uber 15 Millionen Euro gilt Folgendes:
Bei Personenschaden entspricht die Hochstentscha-
digungsleistung der vertraglich vereinbarten Versi-
cherungssumme, jedoch maximal 15 Millionen Euro
je geschadigter Person.
Jahreshochstersatzleistung
Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, gilt:

Die Entschadigungsleistungen des Versicherers sind
fur alle Versicherungsfalle eines Versicherungsjahres
auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungs-
summe begrenzt.
Serienschaden
Mehrere wahrend der Wirksamkeit des Vertrages ein-
tretende Versicherungsfalle gelten als ein Versiche-
rungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des ersten
dieser Versicherungsfalle eingetreten ist, wenn diese
a) auf derselben Ursache,
b) auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder
c) auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mangeln
beruhen.
Selbstbehalt
Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall an der Entschadi-
gungsleistung des Versicherers mit einem im Versiche-
rungsschein oder seinen Nachtragen festgelegten Be-
trag (Selbstbehalt). Auch wenn die begriindeten Haft-
pflichtanspriiche aus einem Versicherungsfall die Ver-
sicherungssumme Ubersteigen, wird der Selbstbehalt
vom Betrag der begriindeten Haftpflichtanspriiche ab-
gezogen. A1-5.1 Satz 1 bleibt unberihrt.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt
der Versicherer auch bei Schaden, deren Héhe den
Selbstbehalt nicht tUbersteigt, zur Abwehr unberechtig-
ter Schadensersatzanspriiche verpflichtet.
Die Aufwendungen des Versicherers fir Kosten wer-
den nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.
Ubersteigen die begriindeten Haftpflichtanspriiche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme,
tragt der Versicherer die Prozesskosten im Verhaltnis
der Versicherungssumme zur Gesamthéhe dieser An-
spriiche.
Hat der Versicherungsnehmer an den Geschadigten
Rentenzahlungen zu leisten und Ubersteigt der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder den
nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem
Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente
nur im Verhaltnis der Versicherungssumme bzw. ihres
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versi-
cherer erstattet.
Fir die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung lber den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche-
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rung in der jeweils gliltigen Fassung zum Zeitpunkt des
Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme
Ubersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem
vollen Betrag von der Versicherungssumme abgesetzt.
Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedi-
gung oder Vergleich am Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, hat der Versicherer fur den von der
Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Ent-
schadigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzu-
kommen.

A1-6 Besondere Regelungen fiir einzelne Risiken des pri-
vaten Haus- und Grundbesitzers (Versicherungs-
schutz, Risikobegrenzungen und besondere Aus-
schliisse)

A1-6 regelt den Versicherungsschutz fiir einzelne private
Risiken, deren Risikobegrenzungen und die fiir diese Ri-
siken geltenden besonderen Ausschlisse.

Soweit A1-6 keine abweichenden Regelungen enthalt,
finden auch auf die in A1-6 geregelten Risiken alle ande-
ren Vertragsbestimmungen Anwendung (z. B. A1-4 —
Leistungen der Versicherung oder A1-7 — Allgemeine
Ausschlisse).

A1-6.1

A1-6.2

A1-6.3
A1-6.3.1
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Allgemeines Umweltrisiko

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Scha-
den durch Umwelteinwirkung.

Schaden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn sie
durch Stoffe, Erschutterungen, Gerdusche, Druck,
Strahlen, Gase, Dampfe, Warme oder sonstige Er-
scheinungen verursacht werden, die sich in Boden,
Luft oder Wasser ausgebreitet haben.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
spriiche aus Gewasserschaden.

Zu Gewasserschaden und Schaden nach dem Um-
weltschadensgesetz siehe Abschnitt A2 (Besondere
Umweltrisiken).

Abwaésser und allméahliche Einwirkung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schaden, die durch Abwasser,
Rauch, RuB, Dampfe, Niederschldge, Schwammbil-
dung oder allmahliches Eindringen von Feuchtigkeit
entstehen.

Bei Sachschaden gilt dies ausschlieRlich fur Schaden
durch

e Abwasser aus dem Rickstau des Stralenkanals
oder

e hausliche Abwasser.

Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhéanger
Versichert ist — abweichend von A1-7.14 — die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers we-
gen Schaden, die verursacht werden durch den Ge-
brauch ausschlief3lich von folgenden nicht versiche-
rungspflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeug-
Anhangern:

a) nur auf nicht 6ffentlichen Wegen und Platzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Ruicksicht auf ei-
ne bauartbedingte Hochstgeschwindigkeit;

b) Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauart-
bedingter Hochstgeschwindigkeit;

c) Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbeding-
ter Hochstgeschwindigkeit;
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d) selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr
als 20 km/h bauartbedingter Hochstgeschwindig-
keit, auch Aufsitzrasenmaher oder Mahroboter;

e) Kraftfahrzeug-Anhanger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht 6ffentlichen We-
gen und Platzen verkehren.

Die in A1-6.3.1 genannten Fahrzeuge dirfen nur von
einem berechtigten Fahrer gebraucht werden. Be-
rechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen
und Willen des Verfligungsberechtigten gebrauchen
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafur
zu sorgen, dass die Fahrzeuge nicht von einem un-
berechtigten Fahrer gebraucht werden.

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf 6f-
fentlichen Wegen oder Platzen nur mit der erforderli-
chen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafir zu sorgen, dass das
Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt wird, der die
erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Ver-
letzung von Obliegenheiten).
Schéaden im Ausland
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen im Ausland eintretender Versi-
cherungsfalle ausschlieBlich, wenn diese auf das Ge-
baude oder Grundstiick im Inland zuriickzufiihren sind.
Versichert sind hierbei auch Anspriiche gegen den
Versicherungsnehmer aus § 110 Sozialgesetzbuch VII.

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. So-
weit der Zahlungsort auerhalb der Staaten, die der
Europaischen Wahrungsunion angehdren, liegt, gelten
die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeit-
punkt als erfillt, in dem der Euro-Betrag bei einem in
der Europaischen Wahrungsunion gelegenen Geldin-
stitut angewiesen ist.
Vermogensschéaden
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Vermoégensschaden, die
weder durch Personen- noch durch Sachschaden
entstanden sind.
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
spriche wegen Vermdgensschaden

a) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem
Auftrag oder flr seine Rechnung von Dritten) her-
gestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen;

b) aus planender, beratender, bau- oder montagel-
eitender, prufender oder gutachterlicher Tatigkeit;

c) aus Ratschlagen, Empfehlungen oder Weisun-
gen an wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

d) aus Vermittlungsgeschaften aller Art;

e) aus Auskunftserteilung, Ubersetzung sowie Rei-
severanstaltung;

f) aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grund-
stlicks-, Leasing- oder ahnlichen wirtschaftlichen
Geschaften, aus Zahlungsvorgangen aller Art,
aus Kassenfiuihrung sowie aus Untreue oder Un-
terschlagung;

g) aus Rationalisierung und Automatisierung;

h) aus der Verletzung von gewerblichen Schutz-
rechten und Urheberrechten sowie des Kartell-
oder Wettbewerbsrechts;

i) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen,
Vor- und Kostenanschlagen;

j) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tatigkeit als
ehemalige oder gegenwartige Mitglieder von Vor-
stand, Geschaftsfiihrung, Aufsichtsrat, Beirat
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oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Auf-
sichtsgremien/Organe im Zusammenhang ste-
hen;

k) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen
oder behdrdlichen Vorschriften, von Anweisun-
gen oder Bedingungen des Auftraggebers oder
aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

1) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch
z. B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;
m) aus Schaden durch standige Emissionen (z. B.

Gerausche, Gerlche, Erschitterungen).

Versichert ist — abweichend von A1-6.8.2 und A1-7.9
— die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers wegen Vermogensschaden aus der Verletzung
von Datenschutzgesetzen durch Verwendung perso-
nenbezogener Daten.
Versichert sind — abweichend von A1-7.3 — gesetzli-
che Haftpflichtanspriiche wegen Vermdgensscha-
den von Versicherten (Versicherungsnehmer oder
mitversicherte Personen) untereinander.
Die Versicherungssumme fiir Sachschaden gilt zu-
gleich auch als pauschale Versicherungssumme flr
Vermdgensschaden.
Verkehrssicherungspflichten
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Verletzung von Pflichten, die
ihm in der Eigenschaft als Haus- und Grundbesitzer
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung,
Reinigung, Streuen und Schneerdumen auf Gehwe-
gen).
Dies gilt auch fir die vom Versicherungsnehmer aus-
schliellich als Mieter, Pachter oder Entleiher durch
Vertrag Ubernommene gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des jeweiligen Vertragspartners
(Vermieter, Verleiher, Verpachter) in dieser Eigen-
schaft.
Bauarbeiten
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparatu-
ren, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer Bausum-
me von 500.000 Euro je Bauvorhaben.

Wenn der Betrag Uberschritten wird, entfallt dieser
Versicherungsschutz. Es gelten dann die Bestim-
mungen Uber die Vorsorgeversicherung (A1-9).
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Lei-
tungsschaden, wegen dem Gebrauch von Bauma-
schinen und Baugeraten sowie dem Gebrauch von
Kranen, Winden und sonstigen Be- und Entladevor-
richtungen.

Ab einer Bausumme von 100.000 Euro gilt: Die Ei-
genleistung des Versicherungsnehmers darf maxi-
mal ein Viertel der Bausumme betragen. Bauleitung
und Bauplanung missen fremdvergeben sein. Wird
die zahlenmaBige Begrenzung uberschritten oder
die Voraussetzungen nicht eingehalten, entfallt der
Versicherungsschutz. Es gelten dann die Bestim-
mungen Uber die Vorsorgeversicherung (A1-9).
Mitversichert ist die personliche gesetzliche Haft-
pflicht samtlicher vom Versicherungsnehmer im
Rahmen seiner Eigenleistung mit den Bauarbeiten
beschaftigten Personen (Bauhelfer) fiir Schaden, die
sie wahrend der Bauausfiihrung fiir den Versiche-
rungsnehmer bei Dritten verursachen.

Des Weiteren sind mitversichert Anspriiche der Bau-
helfer gegen den Versicherungsnehmer bzw. die
Versicherten gemal A1-2.

Eingeschlossen sind — abweichend von A1-7.12 —
Haftpflichtanspriche wegen Senkungen eines
Grundstlicks oder Erdrutschungen.
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Ausgeschlossen bleiben Sachschaden und alle sich
daraus ergebenden Vermogensschaden am Bau-
grundstiick selbst und/oder den darauf befindlichen
Gebauden oder Anlagen.
Nachhaftung als friiherer Besitzer
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als friherer Besitzer aus § 836 Absatz 2
BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel
bestand.
Inhaber von Fliissiggastanks
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Inhaber von Flissiggastanks.
Betreiber von Photovoltaik-, Solarthermie-
Warmepumpenanlagen
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schaden durch den Betrieb von
Photovoltaik-, Solarthermie- und Warmepumpenanla-
gen auf einem der gemall A1-1 mitversicherten Ge-
baude und Grundsticke.

Mitversichert ist — insoweit auch abweichend von
A1-7.6 — die gesetzliche Haftpflicht wegen Versor-
gungsstérungen gemal § 6 der Verordnung uber All-
gemeine Bedingungen flr die Elektrizittsversorgung
von Tarifkunden (AVBEItV) vom 21.06.1979 oder ge-
mafR § 18 der Verordnung uber Allgemeine Bedingun-
gen fir den Netzanschluss und dessen Nutzung fiir die
Elektrizitatsversorgung in Niederspannung (Nieder-
spannungsanschlussverordnung -  NAV)  vom
01.11.2006. Nicht versichert ist die direkte Versorgung
von Letztverbrauchern mit elektrischem Strom. Letz-
verbraucher sind Kunden, die Energie fur den eigenen
Verbrauch kaufen (§ 3 Nr.25 Gesetz (iber die Elektrizi-
tats- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz -
EnWG)).

Wallboxen und E-Ladestationen

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schaden durch den Betrieb von
Wallboxen und E-Ladestationen auf einem der gemaf
A1-1 mitversicherten Geb&ude und Grundstiicke. Wall-
boxen und E-Ladestationen sind Anlagen zur Strom-
versorgung von Elektrofahrradern, -Rollern, -Scootern
und Elektrokraftfahrzeugen (inkl. Hybrid).

Versicherungsschutz besteht subsidiar, bestehende
Kraftfahrzeug- oder Gebaude-Versicherungen gehen
vor. Kein Versicherungsschutz besteht, wenn die Wall-
boxen und E-Ladestationen mit Gewinnerzielungsab-
sichten betrieben werden.

Die Installation durch einen Fachbetrieb ist Vorausset-
zung fiir den Versicherungsschutz.
Abhandenkommen von fremden Sachen

Versichert ist - abweichend von A1-7.5 - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der Be-
schadigung, der Vernichtung oder dem Verlust von
fremden Sachen, die er fur die unter A1-6.6 genannten
Pflichten gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages
sind.

und

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
spriiche wegen:

a) Schaden durch Abnutzung, Verschlei} und Uber-
maRige Beanspruchung;

b) Schaden an Schmuck- und Wertsachen, auch Ver-
lust von Geld, Urkunden und Wertpapieren;

c) Schaden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen mit
Ausnahme von motorgetriebenen Aufsitzrasenma-
hern, Schneerdumgeraten und sonstigen Arbeits-
maschinen mit nicht mehr als 20 km/h bauartbe-
dingter Héchstgeschwindigkeit.
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Die Hochstersatzleistung betragt 10.000 Euro je Versi-
cherungsfall. Der Versicherungsnehmer hat von derar-
tigen Schaden 150 Euro selbst zu tragen.
Kautionsstellung

Sofern eine versicherte Person durch behérdliche An-
ordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistun-
gen aufgrund der Uber diesen Vertrag versicherten ge-
setzlichen Haftpflicht zu hinterlegen hat, stellen wir Ih-
nen den erforderlichen Betrag bis zur Hohe von
250.000 Euro zur Verfligung.

Der Kautionsbetrag wird auf eine von uns zu leistende
Schadensersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution
hoéher als der zu leistende Schadensersatz, sind Sie
verpflichtet, den Differenzbetrag zuruckzuzahlen. Das
Gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, Geldbulie
oder fiir die Durchsetzung nicht versicherter Schadens-
ersatzforderungen einbehalten wird oder die Kaution
verfallen ist.

Forderungsausfalldeckung fiir Mietsachschidden
Versichert sind Forderungsausfalle des Versicherungs-
nehmers, die aus einem Mietsachschaden resultieren.

Ein Mietsachschaden im Sinne dieser Bedingungen ist
die Beschadigung von Wohn- und/oder gewerblich ge-
mieteten Rdumen sowie sonstigen Rdumen und Be-
standteilen des versicherten Gebaudes bzw. Grundsti-
ckes (z. B. Eingangstir, Treppenhaus, Vorgarten, Kel-
lerrdume) durch einen Mieter des Versicherungsneh-
mers.

Umfang der Versicherung

Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versi-

cherten Risikos fir den Fall, dass der Versiche-

rungsnehmer

a) wahrend der Wirksamkeit der Versicherung von
einem Mieter des im Versicherungsschein be-
schriebenen Objektes geschadigt wird und

b) der wegen dieses Schadenereignisses in An-
spruch genommene Mieter seiner Schadenser-
satzverpflichtung ganz oder teilweise nicht nach-
kommen kann, weil die Zahlungs- oder Leis-
tungsunfahigkeit des schadensersatzpflichtigen
Mieters festgestellt worden ist und die Durchset-
zung der Forderung gegen ihn gescheitert ist.

Ausschliisse
Ausgeschlossen
wegen

a) Abnutzung und Verschleil3;

b) Schéaden, soweit sich der Versicherungsnehmer
hiergegen besonders versichern kann;

c) Vermoégensschaden, die aus einem Mietsach-
schaden resultieren (z. B. Mietausfall);

d) Vandalismus.

sind Schadensersatzanspriiche

Voraussetzungen fiir die Leistung

Voraussetzung flr die Leistungspflicht des Versiche-
rers ist, dass

a) die Forderung durch ein rechtskraftiges Urteil
oder einen vollstreckbaren Vergleich vor einem
ordentlichen Gericht in Deutschland festgestellt
worden ist. Anerkennungs-, Versdumnisurteile
und gerichtliche Vergleiche sowie vergleichbare
Titel binden den Versicherer nur, soweit die For-
derung der Sach- und Rechtslage entspricht;

der schadigende Mieter zahlungs- oder leistungs-
unfahig ist. Dies ist der Fall, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person
nachweist, dass

(=2
-

e eine Zwangsvollstreckung aussichtslos er-
scheint, da der schadensersatzpflichtige Mieter
in den letzten drei Jahren die eidesstattliche
Versicherung uber seine Vermdgensverhaltnis-
se abgegeben hat oder
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e ein gegen den schadensersatzpflichtigen Mie-
ter durchgefihrtes Insolvenzverfahren nicht zur
vollen Befriedigung gefiihrt hat oder ein sol-
ches Verfahren mangels Masse abgelehnt wur-
de, und

c) an den Versicherer die Anspriiche gegen den
schadensersatzpflichtigen Mieter in Hohe der

Versicherungsleistung abgetreten werden und

die vollstreckbare Ausfertigung des Urteils oder

Vergleichs ausgehandigt wird. Der Versiche-

rungsnehmer hat an der Umschreibung des Ti-

tels auf den Versicherer mitzuwirken.

Umfang der Versicherung
Die Versicherungssumme fiir Schaden dieser Art ist
im Rahmen der Versicherungssumme fiir Sachscha-
den begrenzt auf 10.000 Euro je Schadenereignis.
Die Hochstersatzleistung flr alle Versicherungsfalle
eines Versicherungsjahres betragt das Zweifache
dieser Summe. Dies gilt auch dann, wenn sich der
Versicherungsschutz auf mehrere entschadigungs-
pflichtige Mieter erstreckt. Es erfolgt eine Anrech-
nung auf die Pauschal-Versicherungssumme je Ver-
sicherungsfall sowie auf die Jahreshdchstersatzleis-
tung.
Der Versicherungsnehmer hat von jedem Versiche-
rungsfall 10 Prozent, mindestens 250 Euro, maximal
1.000 Euro selbst zu tragen (Selbstbehalt).
Mehrkosten durch den Ausfall eines Hausmeisters
Versichert sind die nachgewiesenen Mehrkosten fir
die Beauftragung eines externen Dienstleisters flr drin-
gend notwendige Tatigkeiten, die gemal Arbeitsver-
trag mit dem fir das Objekt beauftragten Hausmeister
vereinbart sind. Voraussetzung flr diese Leistung ist
der krankheits- oder unfallbedingte Ausfall des Haus-
meisters. Die Versicherungssumme fiir Schaden dieser
Art ist im Rahmen der Versicherungssumme flir Sach-
schaden begrenzt auf 2.500 Euro je Schadenereignis.

A1-7 Allgemeine Ausschliisse
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachtragen
nicht ausdrucklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom
Versicherungsschutz ausgeschlossen:

A1-71

A1-7.2

A1-7.3
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Vorsitzlich herbeigefiihrte Schaden
Ausgeschlossen sind Versicherungsanspruche aller
Personen, die den Schaden vorsatzlich herbeigefiihrt
haben.

A1-2.3 findet keine Anwendung.

Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schadlichkeit
von Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistun-
gen

Ausgeschlossen sind Versicherungsanspriiche aller
Personen, die den Schaden dadurch verursacht ha-
ben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit
oder Schédlichkeit

e Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

e Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht

haben.

A1-2.3 findet keine Anwendung.

Anspriiche der Versicherten untereinander
Ausgeschlossen sind Anspriiche

a) des Versicherungsnehmers selbst oder der in

A1-7.4 benannten Personen gegen die mitversi-
cherten Personen,

b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags,

c) zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.
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Diese Ausschlisse gelten auch fiir Anspriiche von An-
gehorigen der vorgenannten Personen, die mit diesen
in hauslicher Gemeinschaft leben.

Schadenfélle von Angehorigen des Versicherungs-
nehmers und von wirtschaftlich verbundenen Per-
sonen

Ausgeschlossen sind Anspriiche gegen den Versiche-
rungsnehmer

a) aus Schadenfallen seiner Angehdrigen, die mit ihm
in hauslicher Gemeinschaft leben oder die zu den
im Versicherungsvertrag mitversicherten Personen
gehoren.
Als Angehdrige gelten
e Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten,
Eltern und Kinder,
Adoptiveltern und -kinder,
Schwiegereltern und -kinder,
Stiefeltern und -kinder,
GrolReltern und Enkel,
Geschwister sowie
Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein
familienahnliches, auf langere Dauer angelegtes
Verhaltnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind);
von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern,
wenn der Versicherungsnehmer eine geschaftsun-
fahige, beschrankt geschaftsfahige oder betreute
Person ist;
von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des priva-
ten oder 6ffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfa-
higer Verein ist;
von seinen unbeschrankt personlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene  Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft oder Gesellschaft burgerlichen Rechts ist;
von seinen Partnern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft
ist;
f) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz-
verwaltern.

Die Ausschlisse unter b) bis f) gelten auch fiir Anspru-
che von Angehdrigen der dort genannten Personen,
die mit diesen in hduslicher Gemeinschaft leben.
Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigen-
macht, besonderer Verwahrungsvertrag
Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden an
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden
Vermogensschaden, wenn der Versicherungsnehmer
oder ein Bevollmachtigter oder Beauftragter des Versi-
cherungsnehmers diese Sachen gemietet, geleast, ge-
pachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt
hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrags sind.

Schéaden an hergestellten oder gelieferten Sachen,
Arbeiten und sonstigen Leistungen

Ausgeschlossen sind Anspriche wegen Schaden an
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infol-
ge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung lie-
genden Ursache und allen sich daraus ergebenden
Vermdgensschaden. Dies gilt auch dann, wenn die
Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil der
Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und
zur Beschadigung oder Vernichtung der Sache oder
Leistung fuhrt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn
Dritte im Auftrag oder fir Rechnung des Versiche-
rungsnehmers die Herstellung oder Lieferung der Sa-
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chen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
ibernommen haben.

Asbest

Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden, die
auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnis-
se zurlckzufuhren sind.

Gentechnik

Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden, die
zurtickzufiihren sind auf

a) gentechnische Arbeiten,
b) gentechnisch veranderte Organismen (GVO),
c) Erzeugnisse, die

e Bestandteile aus GVO enthalten,

e aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wur-
den.

Personlichkeits- und Namensrechtsverletzungen
Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden aus
Persdnlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen.
Anfeindung, Schikane, Belastigung und sonstige
Diskriminierungen

Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden aus
Anfeindung, Schikane, Belastigung, Ungleichbehand-
lung oder sonstigen Diskriminierungen.

Ubertragung von Krankheiten

Ausgeschlossen sind Anspriche wegen

a) Personenschaden, die aus der Ubertragung einer
Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren,

b) Sachschaden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehérenden, von ihm gehaltenen
oder verauflerten Tiere entstanden sind.

In beiden Fallen besteht Versicherungsschutz, wenn
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vor-
satzlich noch grob fahrlassig gehandelt hat.
Senkungen, Erdrutschungen, Uberschwemmungen
Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Sachschaden
und allen sich daraus ergebenden Vermdgensscha-
den, welche entstehen durch

a) Senkungen von Grundsticken oder Erdrutschun-
gen,

b) Uberschwemmungen stehender oder flieRender
Gewasser.

Strahlen

Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schéaden, die
in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
energiereichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rontgenstrah-
len).

Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug-Anhanger
Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraft-
fahrzeug-Anhangers verursachen.

Eine Tatigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhanger ist
kein Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn kei-
ne dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Be-
trieb gesetzt wird.

Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplitze
Ausgeschlossen sind Anspriiche

a) wegen Schaden, die der Versicherungsnehmer, ei-
ne mitversicherte Person oder eine von ihnen be-
stellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursa-
chen oder fir die sie als Halter oder Besitzer eines
Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genommen
werden;
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b) wegen Schaden an Luft- oder Raumfahrzeugen,
der mit diesen beférderten Sachen, der Insassen
und allen sich daraus ergebenden Vermdgensscha-
den sowie wegen sonstiger Schaden durch Luft-
oder Raumfahrzeuge aus

e der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder
Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit
die Teile ersichtlich fir den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder
Raumfahrzeugen bestimmt waren;

e Tatigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Uberholung, Reparatur, Beférderung, Be- und
Entladen) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder
deren Teilen;

gegen den Versicherungsnehmer als Eigentimer,

Mieter, Pachter, Leasingnehmer und NutznieRRer

von Luftlandeplatzen.

Eine Tatigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Luft- oder Raumfahrzeug ist kein Gebrauch im
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn
das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
Wasserfahrzeuge

Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden, die
der Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursa-
chen oder flr die sie als Halter oder Besitzer eines
Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen werden.
Eine Tatigkeit der vorstehend genannten Personen an
einem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne die-
ser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter
oder Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn das
Wasserfahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.
Schaden im Zusammenhang mit dem Austausch,
der Ubermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten

Ausgeschlossen sind Anspriche wegen Schaden aus
dem Austausch, der Ubermittlung und der Bereitstel-
lung elektronischer Daten, soweit es sich um Schaden
aus

C
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a) Léschung, Unterdriickung,
oder Veranderung von Daten,

b) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Da-
ten,

c) Stérung des Zugangs zum elektronischen Daten-
austausch,

d) Ubermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-
nen

handelt.

Unbrauchbarmachung

A1-8 Veranderungen des versicherten Risikos (Erhéhun-
gen und Erweiterungen)
Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers

A1-8.1

A1-8.2
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aus Erhéhungen oder Erweiterungen des versicherten
Risikos.

Dies gilt nicht

e firr Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von ver-
sicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen sowie

e fiir sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder
Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;

aus Erhéhungen des versicherten Risikos durch Ande-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschrif-
ten. In diesen Fallen ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhaltnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kiindigen. Das Kindigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von
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dem Zeitpunkt an ausgeulbt wird, in welchem der Versi-
cherer von der Erhéhung Kenntnis erlangt hat.

A1-9 Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversicherung)

A1-9.1

A1-9.2

A1-93

Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risi-
ken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags
neu entstehen, sofort versichert.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch
mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlasst der Ver-
sicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfallt der
Versicherungsschutz fiir das neue Risiko rickwirkend
ab dessen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss
der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekom-
men ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen
war.

Der Versicherer ist berechtigt, fur das neue Risiko ei-
nen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine
Einigung uber die Hohe des Beitrags innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht
zustande, entféllt der Versicherungsschutz fir das
neue Risiko riickwirkend ab dessen Entstehung.

Die Versicherungssumme fir neue Risiken entspricht
der flr den Vertrag vereinbarten Versicherungssumme
pauschal fir Personen-, Sach- und Vermogensscha-
den.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht fir

a) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder
Fihren eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs,
soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Fuhrer-
schein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

b) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder
Fihren von Bahnen;

c) Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen;

d) Risiken, die kiirzer als ein Jahr bestehen werden
und deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versiche-
rungsvertragen zu versichern sind;

e) Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher
und amtlicher Tatigkeit.

A1-10 Sonstige vertragliche Regelungen

A1-10.1

A1-10.1.1

A1-10.1.2

A1-10.1.3

A1-10.1.3
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Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit des Versi-
cherungsnehmers
Beitragsbefreiung
Wird der Versicherungsnehmer unfreiwillig arbeits-
los, wird der Vertrag voriibergehend beitragsfrei wei-
tergeflhrt.

Unfreiwillige Arbeitslosigkeit liegt auch dann vor,

wenn der Versicherungsnehmer und sein Arbeitge-

ber das Arbeitsverhaltnis einvernehmlich durch Auf-

hebungsvertrag beendet haben.

Leistungsfreiheit

Kein Anspruch auf Gewahrung von beitragsfreiem

Versicherungsschutz besteht, wenn der Versiche-

rungsnehmer

a) wegen fristloser Kindigung seines Arbeitsver-
héltnisses durch seinen Arbeitgeber arbeitslos
geworden ist oder

b) das Arbeitsverhaltnis selbst gekiindigt hat.
Voraussetzungen fiir beitragsfreien Versiche-
rungsschutz

.1 Vom Beginn dieser Leistungszusage an bis zum
Eintritt der Arbeitslosigkeit sind die Beitrdge zu



A1-10.1.3.2

A1-10.1.3.3

A1-10.1.3.4

A1-10.1.4

A1-10.1.5

A1-10.1.5.1

A1-10.1.5.2

A1-10.1.5.3

A1-10.1.54

A1-10.1.6
A1-10.1.6.1
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dieser Versicherung mindestens 36 Monate lang
ununterbrochen entrichtet worden.
Bei Beginn dieser Leistungszusage hat der Versi-
cherungsnehmer das 50. Lebensjahr und bei Be-
ginn der Arbeitslosigkeit das 60. Lebensjahr noch
nicht vollendet.
Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Ein-
tritt der Arbeitslosigkeit mindestens 3 Jahre als Ar-
beithehmer ununterbrochen sozialversicherungs-
pflichtig in einem unbefristeten Arbeitsverhaltnis
beschaftigt gewesen.
Durch Bescheinigung seines Arbeitgebers weist
der Versicherungsnehmer das Vorliegen der Vor-
aussetzungen gemall A1-10.1.3.3 sowie die
Grunde fur die Beendigung des Arbeitsverhaltnis-
ses nach.

Nachweis

Der Versicherungsnehmer legt eine Bescheinigung

der Bundesagentur fir Arbeit vor, aus der sich der

Beginn der Arbeitslosigkeit ergibt.

Auszubildende, Studenten

Die Beitragsbefreiung gilt auch fur
Auszubildende, die unmittelbar nach 3-jahriger
ununterbrochener Ausbildung arbeitslos werden;
Auszubildende, wenn sie nach ununterbrochener
Ausbildung und sofort anschlieRender Beschafti-
gung als Arbeitnehmer in einem unbefristeten so-
zialversicherungspflichtigen Arbeitsverhaltnis ar-
beitslos werden und der Zeitraum der Ausbildung/
Beschaftigung insgesamt mindestens 3 Jahre be-
tragen hat;
Studenten in einem staatlich anerkannten Studi-
engang an einer Fachhochschule oder Universi-
tat, die eine mindestens 3-jahrige ununterbroche-
ne Studiendauer nachweisen kénnen und unmit-
telbar anschliefend arbeitslos werden.

Anstelle einer Bescheinigung des Arbeitgebers
gemal A1-10.1.3.4 ist eine Studienbescheinigung
der Fachhochschule oder Universitat erforderlich.

Bei Studienabbruch besteht kein Anspruch auf
Beitragsbefreiung;
Studenten in einem staatlich anerkannten Studi-
engang an einer Fachhochschule oder Universi-
tat, wenn sie nach mindestens 3-jahriger ununter-
brochener Studiendauer und sofort anschlieRen-
der Beschaftigung als Arbeitnehmer in einem un-
befristeten sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
verhaltnis arbeitslos werden.

Leistung
Sind alle Voraussetzungen erflllt, wird der Vertrag
auf Antrag beitragsfrei gestellt.
Die Beitragsbefreiung gilt fir langstens 12 Monate
und beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den
Eingang der unter A1-10.1.3 bis A1-10.1.5 ge-
nannten Bescheinigungen beim Versicherer folgt.
Fir diesen Zeitraum bereits geleistete Beitrags-
zahlungen werden anteilig erstattet.

Die Beitragsbefreiung endet mit Wiederaufnahme
einer neuen sozialversicherungspflichtigen Tatig-
keit, die dem Versicherer unverziglich anzuzei-
gen ist. Wahrend der Beitragsbefreiung muss der
Versicherungsnehmer dem Versicherer den Be-
willigungsbescheid der Bundesagentur fir Arbeit
vorlegen, aus dem sich die Dauer des Bezuges
von Arbeitslosengeld ergibt. AuRerdem ist das un-
unterbrochene Fortbestehen der Arbeitslosigkeit
alle 3 Monate nachzuweisen.

Unabhangig davon ist der Versicherer jederzeit
berechtigt, bei der Bundesagentur fur Arbeit Aus-
kinfte Uber die Fortdauer der Arbeitslosigkeit ein-
zuholen.
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A1-10.1.6.2

A1-10.1.6.3

Hat eine Beitragsbefreiung gemaR A1-10.1.6.1
weniger als den vereinbarten Zeitraum betragen
und tritt nach Wiederaufnahme einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschaftigung als Arbeitneh-
mer erneut unfreiwillige Arbeitslosigkeit ein, wird
die Dauer der Beitragsbefreiung auf Antrag auf
insgesamt den vereinbarten Zeitraum ausge-
dehnt.

Sofern der Versicherungsnehmer eine Beitragsbe-
freiung insgesamt fir den vereinbarten Zeitraum
in Anspruch genommen hat, mussen die Voraus-
setzungen fir eine nochmalige Beitragsbefreiung
neu erfillt werden.

A1-10.2 Home-Service

A1-10.2.1

A1-10.2.2

Erreichbarkeit und Leistung

Auch auRerhalb der Geschéftszeiten steht dem Ver-
sicherungsnehmer ein spezieller Home-Service rund
um die Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen, zur Ver-
fugung. Im Notfall organisiert dieser rasche Hilfe und
vermittelt qualifizierte Handwerker und Dienstleister.
Rufnummer

Dieser Home-Service kann unter der im Versiche-
rungsschein genannten Telefonnummer erreicht
werden.

A1-10.3 Keine Leistungsbeschriankung bei versehentlicher
Obliegenheitsverletzung
Unterlésst der Versicherungsnehmer eine ihm oblie-
gende Anzeige oder gibt er fahrlassig die Anzeige un-
richtig ab oder unterlésst er fahrlassig die Erfullung ei-
ner sonstigen Obliegenheit, erfolgt keine Leistungsbe-
schrankung, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass das Versdumnis nur auf einem Versehen
beruht und nach dem Erkennen unverziiglich nachge-
holt wird. Handelt es sich um die Anzeige eines Um-
standes, aufgrund dessen ein Zuschlagsbeitrag zu ent-
richten ist, so hat der Versicherungsnehmer den Zu-
schlagsbeitrag ab dem Zeitpunkt zu entrichten, an dem
der Umstand eingetreten ist.

A1-10.4

Leistungsgarantie gegeniiber den Musterbedin-

gungen des Verbandes

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Bedingungen
weichen ausschlieRlich zum Vorteil des Versicherungs-
nehmers von den durch den Gesamtverband der Versi-
cherungswirtschaft (GDV) unverbindlich empfohlenen
Allgemeinen Versicherungsbedingungen fiir die Private
Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung (AVB
Private HuG HV) — Stand Mai 2020 — ab.

A1-10.5

Leistungsgarantie Mindeststandard Arbeitskreis

Beratungsprozesse

Die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen
und Besonderen Bedingungen fir die Haftpflichtversi-
cherung weichen ausschlielich zum Vorteil des Versi-
cherungsnehmers von den Mindeststandards des Ar-
beitskreis Beratungsprozesse fiir die Private Haus- und

Grundbesitzerhaftpflichtversicherung -

Stand

28.09.2015 — ab.

A1-10.6

Kiinftige Bedingungs- und Leistungsverbesserun-

gen (Updategarantie)

Werden die diesem Vertrag zugrunde liegenden Allge-
meinen Versicherungsbedingungen fir die Private
Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung (AVB
Private HuG HV) ausschlieBlich zum Vorteil des Versi-
cherungsnehmers und ohne Mehrbeitrag geéndert, so
gelten die Inhalte der neuen Bedingungen mit Einfiih-
rung auch fir diesen Vertrag.

A1-10.7

Leistungsgarantie Vorversicherung (Besitzstand)

Sollte sich bei einem Schadenfall herausstellen, dass
der Versicherungsnehmer durch die Vertragsbedingun-
gen zur Privaten Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht-
versicherung des unmittelbaren Vorvertrags beim vor-
herigen Versicherer in Bezug auf den Versicherungs-
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umfang (Deckung von Haftpflichtanspriichen) besser-
gestellt gewesen ware, wird nach den Versicherungs-
bedingungen des letzten Vertragsstandes des direkten
Vorvertrags reguliert.

Der Versicherungsnehmer hat in diesem Fall die Be-
dingungen des Vorversicherers zur Verfligung zu stel-
len. Die Besitzstandsgarantie gilt nur insoweit, dass

ununterbrochen Versicherungsschutz bestand;
die Vorversicherung bei Antragsstellung angegeben

wurde;

der Vorvertrag deutschem Versicherungsrecht unter-
liegt bzw. unterlegen hat;

die Hochstersatzleistung der Vorversicherung der
Versicherungssumme der diesem Vertrag zugrunde
liegenden Bedingungen entspricht;

beitragspflichtige Einschliisse beim Vorvertrag unbe-
rucksichtigt bleiben.

Darlber hinaus gilt die Besitzstandsgarantie nicht fir
Schaden im Zusammenhang mit

im Ausland vorkommenden Schadenereignissen;
beruflichen und gewerblichen Risiken;

Vorsatz (siehe A1-7.1);

vertraglicher Haftung (siehe A1-3.2);
Haftpflichtanspriichen gemaR A1-7.3 und A1-7.4
(z. B. Eigenschaden);

Haftpflichtanspriichen aus Risiken, die der Versiche-
rungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
Assistance-Dienstleistungen;

Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit und/oder Ar-
beitsunfahigkeit.

A1-10.8 Konditionsdifferenzdeckung

A1-10.8.1

A1-10.8.2

A1-10.8.3
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Gegenstand der Deckung

Besteht zum Zeitpunkt der Antragsstellung noch ein
anderweitiger, in den nachsten 24 Monaten enden-
der Privater Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtver-
trag (= Grundvertrag) fiir das gleiche Risiko, gilt eine
Konditionsdifferenzdeckung vereinbart. Nachtraglich
vorgenommene Anderungen an der anderweitig be-
stehenden Versicherung bewirken keine Erweite-
rung der Differenzdeckung.

Der Versicherungsschutz aus dem anderweitigen
Vertrag geht bis zu dessen Ablauf dem Versiche-
rungsschutz aus diesem Vertrag vor (Subsidiarde-
ckung). Die Differenzdeckung erganzt den Versiche-
rungsschutz der anderweitigen Versicherung in
nachstehend beschriebenem Umfang.

Der Versicherungsschutz gilt Iangstens fiir 15 Mona-
te, rickgerechnet ab Beginn dieses Vertrages, und
endet automatisch mit dem Beginn dieses Vertrages
oder entfallt rickwirkend ab Beginn, wenn der Ver-
trag nicht zustande kommt.

Umfang der Konditionsdifferenzdeckung

Fir Schadenereignisse, fur die Versicherungsschutz
nach dem Inhalt des Grundvertrages nicht vorgese-
hen ist, besteht im Rahmen und Umfang dieses Ver-
trages Versicherungsschutz. Besteht keine Deckung
Uber den Grundvertrag, ist dies durch Bestatigung
des Vorversicherers nachzuweisen.

Soweit iber den Grundvertrag Versicherungsschutz
besteht, geht diese Deckung dem Versicherungs-
schutz der Konditionsdifferenzdeckung vor.
Obliegenheiten

Der Versicherungsnehmer dieses Vertrages ist ver-
pflichtet,

e Anderungen des Grundvertrages unverziiglich an-
zuzeigen,

e alle den Grundvertrag betreffenden Nachtrage
oder sonstige Dokumente oder Bestatigungen ein-
zureichen,
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A1-10.8.4

A1-10.8.5

A1-10.9

A1-10.9.1

A1-10.9.2
A1-10.9.2

A1-10.9.2

A1-10.9.2
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e alle Versicherungsfélle beim Versicherer des
Grundvertrages geltend zu machen.

Ausschliisse

Uber diesen Vertrag besteht kein Versicherungs-
schutz, sofern dem Versicherungsnehmer der Versi-
cherungsschutz im Grundvertrag wegen

o Nichtzahlung des Beitrages,
e der Verletzung einer Obliegenheit — auch teilweise —

verweigert wurde.
Ablauf der Konditionsdifferenzdeckung
Mit Ablauf des Grundvertrages besteht vollumfang-
lich Versicherungsschutz im Rahmen dieses Vertra-
ges.
Mit der nachsten Hauptfalligkeit des Grundvertrages
endet automatisch diese Konditionsdifferenzde-
ckung — auch bei Weiterfihrung des Grundvertrages
Uber die nachste Hauptfalligkeit hinaus.
Best Leistungsgarantie
Sofern besonders vereinbart und im Versiche-
rungsschein genannt, gelten nachfolgende Bestim-
mungen.
Gegenstand der Deckung
Bietet zum Zeitpunkt des Eintritts des Versiche-
rungsfalles ein anderer, zum Betrieb in Deutschland
zugelassener Versicherer eine Private Haus- und
Grundbesitzerhaftpflichtversicherung mit einem wei-
tergehenden Versicherungsschutz an, als es nach
diesem Vertrag der Fall ist, so werden dementspre-
chend die Leistungen fir die durch diesen Vertrag
versicherten Personen in dem nachfolgend genann-
tem Umfang erweitert, wenn

e der Versicherungsnehmer durch Vorlage geeigne-
ter Unterlagen, insbesondere der Versicherungs-
bedingungen, den weitergehenden Versicherungs-
schutz und die Identitat des betreffenden, anderen
Versicherers nachweist;

e es sich bei dem Tarif des anderen Versicherers
um einen, beim Eintritt des Versicherungsfalles
aktuellen, fir jedermann zuganglichen Tarif han-
delt und der Versicherungsnehmer hiernach bei
dem anderen Versicherer versicherbar gewesen
waére.

Umfang der Leistung

.1 Versicherte Risiken
Diese Best Leistungsgarantie erstreckt sich aus-
schlieRlich auf die gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts der Versicherten als Privatper-
son/en (A1-1).

.2 Entschadigungsgrenzen unterhalb der Versiche-
rungssumme (Sublimits)
Ist die Hochstersatzleistung fiir einen Versiche-
rungsfall auf einen Betrag begrenzt, der unterhalb
der in diesem Vertrag vereinbarten allgemeinen
Versicherungssumme(n) liegt, wird die Entschadi-
gungsleistung entsprechend der fir den betreffen-
den Versicherungsfall nachgewiesenen Hochster-
satzleistung des anderen Versicherers erhoht.
Diese Bestimmung gilt nicht fir A1-5.1.1.

.3 Versicherungssumme
Die Entschadigungsleistung fiir den einzelnen
Versicherungsfall bleibt auf die in diesem Vertrag
vereinbarte Versicherungssumme begrenzt.
Des Weiteren bleibt es bei der durch diesen Ver-
trag vereinbarten Begrenzung der Entschadi-
gungsleistung fur alle Versicherungsfélle eines
Versicherungsjahres.



A1-10.9.2.4

A1-10.9.3

A1-10.9.3.1

A1-10.9.3.2
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Selbstbehalte

Ist in diesem Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart,
der Uber dem nachgewiesenen Selbstbehalt des
anderen Versicherers liegt, erfolgt die Entschadi-
gungsleistung unter Anrechnung des Selbstbehal-
tes des anderen Versicherers.

Bietet der andere Versicherer nachweislich den
Versicherungsschutz ohne Selbstbehalt, wird die
Entschadigungsleistung durch diesen Vertrag
ebenfalls ohne Anrechnung des Selbstbehaltes
erfolgen.

Dies gilt nicht, wenn

e der Versicherungsnehmer bei Abschluss dieses
Vertrages durch Wahl einer entsprechenden Ta-
rifvariante den Selbstbehalt vereinbart hat oder

e dem Versicherungsnehmer der Abschluss oder
die Fortfuhrung dieses Vertrages nur unter Zu-
grundelegung des Selbstbehaltes angeboten
wurde.

In diesen Fallen bleibt es bei der Entschadigungs-
leistung unter Anrechnung des in diesem Vertrag
vereinbarten Selbstbehaltes.
Ausschliisse
Von dieser Best Leistungsgarantie bleibt/bleiben
ausgeschlossen:
die Haftpflicht

e aus den Gefahren eines Betriebes, Berufes,
Dienstes oder Amtes sowie die Haftpflicht aus
einer verantwortlichen Betatigung in Vereinigun-
gen aller Art,

e aus dem Halten oder Gebrauch von versiche-
rungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen;

Anspriiche

e aus im Ausland vorkommenden Schadenereig-
nissen,

e die auf Vertragserfiillung oder anstelle der Er-
fullungsleistung tretende Leistungen gerichtet
sind, entsprechend A1-3.2,
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A1-10.9.3.3

A1-10.9.3.4

A1-10.9.4
A1-10.9.4.1

A1-10.9.4.2

A1-10.9.4.3

A1-10.9.5
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soweit sie Uber den Umfang der gesetzlichen
Haftpflicht hinausgehen,

wegen Schaden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zuriickzufuhren
sind;

e wegen Vermogensschaden;

Versicherungsanspriche

e aller Personen, die den Schaden vorsatzlich
herbeigefihrt haben (A1-7.1),

wegen Schaden, welche die Versicherten selbst
erlitten haben (Eigenschaden),

welche die Versicherten bei einem anderen
Versicherer deshalb gehabt hatten, weil dieser
auf sein Leistungskirzungs- bzw. Leistungsver-
weigerungsrecht, welches ihm nach dem Versi-
cherungsvertragsgesetz bei Obliegenheitsver-
letzungen durch die Versicherten zusteht, ver-
zichtet;

Risiken, die nach Abschluss dieses Vertrages neu
entstehen. Fir diese gelten ausschlieBlich die im
vorliegenden Vertrag getroffenen Bestimmungen
zur Vorsorgeversicherung.
Kiindigung der Best Leistungsgarantie
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer
kénnen jederzeit unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat diese Best Leistungsgarantie in
Textform kiindigen.
Kundigt der Versicherer, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Private Haus- und Grundbesit-
zerhaftpflichtversicherung innerhalb eines Monats
nach Zugang der Erklarung des Versicherers zum
gleichen Zeitpunkt kiindigen.
Kindigt der Versicherungsnehmer, so kann er be-
stimmen, dass seine Kiindigung erst zum Schluss
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.
Beendigung des Hauptversicherungsvertrages
Mit Beendigung der Privaten Haus- und Grundbesit-
zerhaftpflichtversicherung erlischt auch diese Best
Leistungsgarantie.
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Der Versicherungsschutz fur Gewasserschaden — abweichend
von A1-6.1 — und fir Schaden nach dem Umweltschadensgesetz
(USchadG) besteht im Umfang von Abschnitt A1 und den folgen-
den Bedingungen.

Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versi-
cherungsnehmers wegen Schaden durch Umwelteinwirkungen
(Allgemeines Umweltrisiko) siehe A1-6.1.

A2
A2-1.1

A2-1.2

A2-1.3
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Gewasserschaden

Umfang des Versicherungsschutzes

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers fiir unmittelbare oder mittelbare Folgen
einer nachteiligen Veradnderung der Wasserbeschaf-
fenheit eines Gewassers einschliefilich des Grundwas-
sers (Gewasserschaden). Hierbei werden Vermdgens-
schaden wie Sachschaden behandelt.

Sofern diese Gewasserschaden aus der Lagerung von
gewasserschadlichen Stoffen aus Anlagen, deren Be-
treiber der Versicherungsnehmer ist, resultieren, be-
steht Versicherungsschutz ausschlieBlich

a) als Inhaber/Betreiber einer privat genutzten Abwas-
sergrube ausschlieRlich fir hausliche Abwasser oh-
ne Einleitung in ein Gewasser;

b) als Inhaber/Betreiber von Anlagen zur Lagerung
von gewasserschadlichen Stoffen in Behaltnissen
bis 100 Liter bzw. kg Fassungsvermogen (Kleinge-
binde) und aus der Verwendung dieser gelagerten
Stoffe;

c) als Inhaber/Betreiber von ober- und unterirdischen
Tankanlagen (z. B. Heizdltanks) bis 10.000 Liter;

d) aus dem erlaubten privaten Besitz und Betrieb

e einer Kleinklaranlage fiir hausliche Abwasser mit
einer Auslegung fir héchstens 18 Einwohner-
werte oder

e einer Sickergrube fur hausliche Abwasser
auf dem versicherten Grundsttick.

Wenn mit den Anlagen die o. g. Beschrankungen uber-
schritten werden, entfallt dieser Versicherungsschutz.
Es gelten dann die Bestimmungen Uber die Vorsorge-
versicherung (A1-9).

Rettungskosten
Der Versicherer Gibernimmt

a) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer im Versicherungsfall zur Abwendung
oder Minderung des Schadens fur geboten halten
durfte (Rettungskosten), sowie

b) auBergerichtliche Gutachterkosten.

Dies gilt nur insoweit, als diese Rettungs- und Gutach-
terkosten zusammen mit der Entschadigungsleistung
die Versicherungssumme fiir Sachschaden nicht Gber-
steigen.

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Ret-
tungs- und aufdergerichtliche Gutachterkosten werden
auch insoweit von ihm Gbernommen, als sie zusam-
men mit der Entschadigung die Versicherungssumme
fur Sachschaden ubersteigen. Eine Billigung des Ver-
sicherers von MalRnahmen des Versicherungsnehmers
oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

Eigenschéaden

Eingeschlossen sind abweichend von A1-3.1 — auch
ohne dass ein Gewasserschaden droht oder eintritt —
Schaden an unbeweglichen Sachen des Versiche-
rungsnehmers, die dadurch verursacht werden, dass
die gewasserschadlichen Stoffe bestimmungswidrig
aus der Anlage (gemaf A2-1.1) ausgetreten sind. Der

A2-1.4

A2-1.5

A2-2

A2-2.1
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Versicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederher-
stellung des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens
bestand. Eintretende Wertverbesserungen sind abzu-
ziehen.

Ausgeschlossen bleiben Schaden an der Anlage
selbst.

Ausschliisse

a) Ausgeschlossen sind Versicherungsanspriiche al-
ler Personen, die den Schaden durch vorséatzliches
Abweichen von dem Gewasserschutz dienenden
Gesetzen, Verordnungen, an den Versicherungs-
nehmer gerichteten behdrdlichen Anordnungen
oder Verfigungen herbeigefiihrt haben.

A1-2.3 findet keine Anwendung.
b) Ausgeschlossen sind Anspriiche wegen Schaden,
die nachweislich
e auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder
e unmittelbar auf hoheitlichen Verfigungen oder
MaRnahmen

beruhen.

Das Gleiche gilt fir Schaden durch hohere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkréfte ausgewirkt ha-
ben.

Versicherungssumme

Die Versicherungssumme fir Gewéasserschaden steht
in Hohe der vereinbarten pauschalen Versicherungs-
summe fir Personen- und Sachschaden zur Verfi-

gung.

Sanierung von Umweltschaden gemaR Umweltscha-
densgesetz (USchadG)

Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadensge-
setzes (USchadG) ist eine

a) Schadigung von geschutzten Arten und natlrlichen
Lebensraumen,

b) Schadigung der Gewasser einschlieRlich Grundwasser,
c) Schadigung des Bodens.

Versichert sind — abweichend von A1-3.1 — den Versi-
cherungsnehmer  betreffende  6ffentlich-rechtliche
Pflichten oder Anspriiche zur Sanierung von Umwelt-
schaden gemal USchadG, soweit wahrend der Wirk-
samkeit des Versicherungsvertrags

e die schadenverursachenden Emissionen plétzlich,
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder

e die sonstige Schadenverursachung plétzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig erfolgt ist.

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz fir Umweltscha-
den durch Lagerung, Verwendung oder anderen Um-
gang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschlieRlich
dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstrukti-
ons-, Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Er-
zeugnisse zurlickzufiihren ist. Jedoch besteht kein
Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt
des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik nicht hatte er-
kannt werden kdnnen (Entwicklungsrisiko).

Versichert sind darlber hinaus den Versicherungsneh-
mer betreffende Pflichten oder Anspriiche wegen Um-
weltschaden an eigenen, gemieteten, geleasten, ge-
pachteten oder geliehenen Grundstlicken, soweit die-



A2-2.2

A2-2.3

HP 2903-A2 02/2024

se Grundstliicke vom Versicherungsschutz dieses Ver-
trags erfasst sind.

Ausland

Versichert sind im Umfang von A1-6.4 die im Geltungs-
bereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG)
eintretenden Versicherungsfalle.

Versichert sind insoweit auch die den Versicherungs-
nehmer betreffende Pflichten oder Anspriiche gemafR
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied-
staaten, sofern diese Pflichten oder Anspriiche den
Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht Gberschreiten.

Ausschliisse

a) Ausgeschlossen sind Versicherungsanspriiche al-
ler Personen, die den Schaden dadurch verursacht
haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verord-
nungen oder an den Versicherungsnehmer gerich-
teten behdrdlichen Anordnungen oder Verfigun-
gen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen.

A1-2.3 findet keine Anwendung.

A2-2.4
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b) Ausgeschlossen sind Pflichten oder Anspriiche we-
gen Schaden

e die durch unvermeidbare, notwendige oder in
Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt
entstehen.

e fiir die der Versicherungsnehmer aus einem an-
deren Versicherungsvertrag (z. B. Gewasser-
schadenhaftpflichtversicherung) Versicherungs-
schutz hat oder hatte erlangen kénnen.

Versicherungssumme

Die Versicherungssumme fir Umweltschaden steht in
Hohe der vereinbarten pauschalen Versicherungssum-
me fir Personen- und Sachschaden zur Verfligung.
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Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgultigen
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder
abgetreten noch verpfandet werden. Eine Abtretung an
den geschadigten Dritten ist zuldssig.

Veranderungen des versicherten Risikos und Aus-
wirkung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung
mitzuteilen, ob und welche Anderungen des versi-
cherten Risikos gegenlber den friheren Angaben
eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfol-
gen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach
Zugang der Aufforderung zu machen und auf
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrich-
tigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann
dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstra-
fe in dreifacher Hohe des festgestellten Beitragsun-
terschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrich-
tigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

Aufgrund der Anderungsmitteilung des Versiche-
rungsnehmers oder sonstiger Feststellungen wird
der Beitrag ab dem Zeitpunkt der Veranderung be-
richtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versi-
cherter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des
Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der ver-
traglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend
A(GB)-3.1 nach dem Versicherungsabschluss einge-
tretenen Erhéhungen und ErmaRigungen des Min-
destbeitrags werden berticksichtigt.

Unterlasst der Versicherungsnehmer die rechtzeitige
Mitteilung, kann der Versicherer fir den Zeitraum,
fir den die Angaben zu machen waren, eine Nach-
zahlung in Héhe des fir diesen Zeitraum bereits in
Rechnung gestellten Beitrags verlangen. Werden
die Angaben nachtraglich gemacht, findet eine Bei-
tragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsneh-
mer zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurlckerstat-
tet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten
nach Zugang der Mitteilung des erhdhten Beitrags
erfolgten.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch An-
wendung auf Versicherungen mit Beitragsvoraus-
zahlung fiir mehrere Jahre.

Beitragsangleichung und Kiindigungsrecht nach
Beitragsangleichung

Die Versicherungsbeitrage unterliegen der Beitrags-
angleichung. Soweit die Beitrage nach Lohn-, Bau-
oder Umsatzsumme berechnet werden, findet keine
Beitragsangleichung statt. Mindestbeitrage unterlie-
gen unabhéangig von der Art der Beitragsberechnung
der Beitragsangleichung.

Ein unabhangiger Treuhander ermittelt jahrlich mit
Wirkung fiir die ab dem 1. Juli falligen Beitrédge, um
welchen Prozentsatz sich im vergangenen Kalender-
jahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung
zugelassenen Versicherer gegenuber dem vorver-
gangenen Jahr erhéht oder vermindert hat. Den er-
mittelten Prozentsatz rundet er auf die nachst niedri-
gere, durch funf teilbare ganze Zahl ab.

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die spezi-
ell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten
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Ausgaben fir die Ermittlung von Grund und Héhe
der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalen-
derjahres ist die Summe der in diesem Jahr geleiste-
ten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der
im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schaden-
falle.

Im Falle einer Erhéhung ist der Versicherer berech-
tigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, den
Folgejahresbeitrag um den sich aus A(GB)-3.2 erge-
benden Prozentsatz zu verandern (Beitragsanglei-
chung). Der veranderte Folgejahresbeitrag wird dem
Versicherungsnehmer mit der nachsten Beitrags-
rechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen
des Versicherers in jedem der letzten finf Kalender-
jahre um einen geringeren Prozentsatz als denjeni-
gen erhéht, den der Treuhander jeweils fir diese
Jahre nach A(GB)-3.2 ermittelt hat, so darf der Ver-
sicherer den Folgejahresbeitrag nur um den Pro-
zentsatz erhéhen, um den sich der Durchschnitt sei-
ner Schadenzahlungen nach seinen unternehmens-
eigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhoht hat;
diese Erhdhung darf diejenige nicht iberschreiten,
die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben
wirde.

Liegt die Veranderung nach A(GB)-3.2 oder
A(GB)-3.3 unter 5 Prozent entféllt eine Beitragsan-
gleichung. Diese Veranderung ist jedoch in den fol-
genden Jahren zu beriicksichtigen.

Erhoht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsanglei-
chung gemal A(GB)-3.3, ohne dass sich der Um-
fang des Versicherungsschutzes andert, kann der
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, friihestens
jedoch zu dem Zeitpunkt kiindigen, in dem die Bei-
tragserh6hung wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in
der Mitteilung auf das Kindigungsrecht hinzuwei-
sen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer
spatestens einen Monat vor dem Wirksamwerden
der Beitragserhéhung zugehen.

Eine Erhohung der Versicherungsteuer begriindet
kein Kiindigungsrecht.

A(GB)-4 Unklare Zustindigkeit bei Versichererwechsel

A(GB)-4.1

A(GB)-4.2
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Wenn

a) zum Zeitpunkt der Schadenmeldung unklar ist,
ob ein Sachschaden wahrend der Giiltigkeit die-
ser Versicherung eingetreten ist oder in die Zu-
standigkeit der bis zu diesem Zeitpunkt be-
stehenden Vorversicherung fallt und

durchgangig luckenloser Versicherungsschutz
zwischen der Vorversicherung und diesem aktu-
ell beim Versicherer bestehenden Vertrag be-
steht,

wird die Schadenbearbeitung nicht wegen des feh-
lenden Nachweises der Zustandigkeit abgelehnt.

Kann sich der Versicherer nicht mit dem Vorversi-
cherer einigen, welche Gesellschaft fir den Scha-
den zustandig ist, tritt der Versicherer im Rahmen
des mit ihm vereinbarten Versicherungsschutzes in
Vorleistung, sofern und soweit die Leistung auch im
Falle einer unverandert fortgeflihrten Vorversiche-
rung erbracht worden ware. Dies setzt voraus, dass

b

-~
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der Versicherungsnehmer den Versicherer soweit
wie moglich bei der Klarung des Sachverhaltes un-
terstutzt und seine diesbezuglichen Anspriiche ge-
gen den Vorversicherer an den Versicherer abtritt.

Sollte sich im Rahmen der Geltendmachung der an
den Versicherer abgetretenen Anspriiche heraus-
stellen, dass der Schaden tatsachlich nicht in die Zu-
standigkeit des Versicherers fiel und der Vorversi-
cherer ebenfalls nicht oder nur eingeschrankt zur
Leistung verpflichtet war, kann der Versicherer vom

10/2026

A(GB)-4.4

2 von 2

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A

Versicherungsnehmer die zu viel erbrachten Leis-
tungen zurtickverlangen.

Bleibt hingegen unklar, welche Gesellschaft fir den
Schaden zustandig ist, erbringt der Versicherer auch
eine sich gegenuber der Vorversicherung ergebende
Mehrleistung, sofern festgestellt werden kann, dass
es zum Zeitpunkt des Abschlusses beim Versicherer
noch keine Anzeichen flr einen bereits eingetrete-
nen Schaden gab.
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Abschnitt B1 — Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B1-1 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehalt-
lich der Regelungen Uber die Folgen verspateter Zahlung
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags. B1-4.2

B1-2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

B1-2.1 Beitragszahlung
Je nach Vereinbarung werden die Beitrdge im Voraus
gezahlt, entweder durch laufende Zahlungen monat-
lich, vierteljahrlich, halbjahrlich, jahrlich oder als Ein-
malbeitrag.

B1-2.2 Versicherungsperiode

Halbjahres- oder Jahresbeginn oder zu einem anderen
vereinbarten Zeitpunkt fallig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Falligkeit
veranlasst wird.

Verzug und Schadensersatz

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug.
Dies gilt nur, wenn er die verspatete Zahlung zu vertre-
ten hat.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt,
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

) . A . ) ) B1-4.3 Mahnung
Die Versmhert_mgspe_node betragt ein Jahr." Das gilt Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann
a_ucrjj, h‘”ei‘” clile zj/_erelnba_rtg Vert\r/agsdauedr Iangs_l_' als der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen
e:n a rJ'S;' st die tver_elgt z;r_te Vertl_'aﬁs auer u_rzder Kosten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief)
gesr \e/g‘rtraa r(,j SO _entspric Ie versicherungsperiode zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestim-
. 9s au_er. men (Mahnung). Die Zahlungsfrist muss von mindes-
B1-23  Versicherungsjahr tens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforde-
Das Versicherungsjahr betragt ein Jahr. Besteht die rung betragen.
vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen Jahren, Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je
wird das erste Versicherungsjahr entsprechend ver- Vertrag die riickstandigen Betrage des Beitrags sowie
kurzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum ver- der Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf
einbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre. die Rechtsfolgen nach B1-4.4 und B1-4.5 (Leistungs-
freiheit und Kiindigungsrecht) hinweist.
B1-3 Filligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen ver- B1-4.4  Leistungsfreiheit nach Mahnung
spateter Zahlung oder Nichtzahlung Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
B1-3.1 Falligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags lungsfrist ein Versichergng‘sfall ein unq ist der Versi-
Der Versicherungsschutz tritt zu dem im Versiche- ch?rgngs;er:mer (I;)el EBm.trltt desd Ve(rjsmh;rungsfal(ljes
rungsschein genannten Vertragsbeginn in Kraft, wenn E' er. ?/ ung des. egrag\j 0 ,er: er |ns§n (\)/er
der erste oder einmalige Beitrag qsten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
L . . pflichtung zur Leistung frei.
a) gg\é(:rzugllch nach Vertragsbeginn gezahlt wird B1-45 Kiindigung nach Mahnung
. . Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
b) innerhalb von 14 Tagen_nach Erhalt des Versiche- schuldeten Betrdge in Verzug, kann der Versicherer
rungsschellnes gezahit wird oder . nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
c) vom Versicherer entsprechend B1-5.1 im Last- frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist
schriftverfahren (SEPA-Lastschriftmandat) eingezo- mit sofortiger Wirkung kiindigen.
. gen‘werden Ifanr\. . . Die Kundigung kann mit der Bestimmung der Zah-
Dies gilt unabhéngig vom Bestehen eines Widerrufs- lungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die
rechts. Kiindigung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer
B1-3.2 Rucktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsver- zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist.
zug Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kindi-
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig gung ausdrucklich hinzuweisen.
nach B1-3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Ver- B1-4.6 Zahlung des Beitrags nach Kiindigung
tr_ag zuri]cktre_ten, solange der Versicherungsnehmer Die Kiindigung wird unwirksam, wenn die Zahlung in-
die Zahlung nicht veranlasst hat. nerhalb eines Monats nach der Kiindigung veranlasst
Der Rucktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche- wird. Wenn die Kiindigung mit der Zahlungsfrist ver-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. bunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zah-
B1-3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers lung innerhalb eines Monats nach Fristablauf veran-
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein- lasst wird.
maligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1-3.1 zahlt, so Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1-4.4
ist der Versicherer fir einen vor Zahlung des Beitrags bleibt bis zur Zahlung bestehen.
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-
pflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform B1-5 Lastschriftverfahren
(z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auf- B1-5.1  Pflichten des Versicherungsnehmers

falligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerk-
sam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B1-4 Folgebeitrag
B1-4.1  Falligkeit

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten
Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-,
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Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer
zum Zeitpunkt der Falligkeit des Beitrags fiir eine aus-
reichende Deckung des Kontos zu sorgen.

Konnte der fallige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig,
wenn sie unverzuglich nach einer in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) abgegebenen Zahlungsauffor-
derung des Versicherers erfolgt.
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B1-5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass
ein oder mehrere Beitrage, trotz wiederholtem Einzie- B1-6.2.2
hungsversuch, nicht eingezogen werden kdnnen, ist
der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftman-
dat in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu
kiindigen.

Der Versicherer hat in der Kiindigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist,
den ausstehenden Beitrag und zuklnftige Beitrage
selbst zu Ubermitteln.

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebihren B1-6.2.3
fur fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug kénnen dem
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

B1-6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung B1-6.2.4
B1-6.1  Allgemeiner Grundsatz
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem
Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der
dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungs-
schutz bestanden hat.
B1-6.2 Beitrag oder Geschéftsgebiihr bei Widerruf, Riick- B1-6.2.5
tritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Inter-
esse

B1-6.2.1  Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklarung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklarung entfallenden Teil der Beitrédge zu erstatten.
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wi-
derrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor
Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben,
hat der Versicherer zuséatzlich den flr das erste Jahr
des Versicherungsschutzes gezahlten Beitrag zu er-
statten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
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mer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in
Anspruch genommen hat.

Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag
zurlck, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der
Rucktrittserklarung zu.

Wird der Versicherungsvertrag durch Rucktritt des
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so
steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schéftsgebuhr zu.

Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung
des Versicherers wegen arglistiger Tauschung be-
endet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum
Zugang der Anfechtungserklarung zu.

Fallt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollstandig und dauerhaft weg, steht
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hatte bean-
spruchen kénnen, wenn die Versicherung nur bis zu
dem Zeitpunkt beantragt worden ware, zu dem der
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.

Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die fir
ein kiinftiges Unternehmen oder fir ein anderes
kiinftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht.
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-
schaftsgebihr verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermogensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begriindenden Um-
stdnden Kenntnis erlangt.
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B2-1
B2-1.1

B2-1.2

B2-1.3

B2-1.4

B2-1.5

Dauer und Ende des Vertrags

Vertragsdauer

Der Vertrag ist fur den im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitraum abgeschlossen.

Stillschweigende Verldngerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr
verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er ver-
langert sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien
spatestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen
Vertragslaufzeit eine Kiindigung zugegangen ist.
Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne
dass es einer Kiindigung bedarf.

Kiindigung bei mehrjahrigen Vertragen

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kun-
digen; die Kindigung muss dem Versicherer spates-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres
zugegangen sein.

Wegfall des versicherten Interesses

Fallt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollstéandig und dauerhaft weg, endet der
Vertrag beziiglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses
Kenntnis erlangt.

B2-2 Kiindigung nach Versicherungsfall

B2-2.1
B2-2.1.1

B2-2.1.2

B2-2.2

B2-2.3
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Kiindigungsrecht
Fir die Sachversicherung, Technische Versicherung
und Ertragsausfallversicherung gilt:
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann je-
de der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag
kiindigen. Die Kindigung ist in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) zu erklaren. Die Kiindigung
ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Ab-
schluss der Verhandlungen Uber die Entschadigung
zulassig.
Fur die Aligemeine Haftpflichtversicherung gilt:

Der Versicherungsvertrag kann gekindigt werden,
wenn

e vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung
oder eine Zahlung von Sanierungskosten von Um-
weltschaden geleistet wurde,

e der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt
hat, oder

e dem Versicherungsnehmer eine Klage uber einen
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

Die Kindigung muss dem Vertragspartner in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) spatestens ei-
nen Monat nach der Zahlung, der Ablehnung oder
der Zustellung der Klage zugegangen sein.
Kiindigung durch Versicherungsnehmer
Kiindigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kiindi-
gung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass
die Kiindigung zu einem spateren Zeitpunkt, spates-
tens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungspe-
riode, wirksam wird.
Kiindigung durch Versicherer
Eine Kindigung des Versicherers wird einen Monat
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.
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B2-3 VerdauBerung und deren Rechtsfolgen

B2-3.1
B2-3.1.1

B2-3.1.2

B2-3.2

B2-3.3

B2-3.4
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Ubergang der Versicherung

Fir die Sachversicherung, Technische Versicherung
und Ertragsausfallversicherung gilt:

Wird die versicherte Sache vom Versicherungsneh-
mer verauflert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentums-
Ubergangs (bei Immobilien: Datum der Umschrei-
bung im Grundbuch) an dessen Stelle der Erwerber
in die wahrend der Dauer seines Eigentums aus
dem Versicherungsvertrag sich ergebenden Rechte
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.

Die Versicherung geht auch Uber, wenn die versi-
cherte Sache im Wege der Zwangsversteigerung er-
worben wird oder ein Dritter auf Grund eines Niel3-
brauchs, eines Pachtvertrags oder eines ahnlichen
Verhaltnisses die Berechtigung erwirbt, versicherte
Bodenerzeugnisse zu beziehen.

Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis
erlangt.

Fir die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:

Wird ein Unternehmen verauBert, tritt der Erwerber
an Stelle des Versicherungsnehmers in die wahrend
der Dauer seines Eigentums sich aus dem Versiche-
rungsvertrag ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund ei-
nes Nielbrauchs, eines Pachtvertrags oder eines
ahnlichen Verhaltnisses von einem Dritten ibernom-
men wird.
Kiindigung
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber gegen-
Uber den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat in Textform (z. B. E-Mail, Tele-
fax oder Brief) zu kiindigen. Dieses Kindigungsrecht
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der
Kenntnis des Versicherers von der Veraufierung aus-
geubt wird.

Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag
mit sofortiger Wirkung oder bis zum Schluss der lau-
fenden Versicherungsperiode in Textform zu kiindigen.
Das Kindigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kennt-
nis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung in-
nerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, aus-
geubt wird.

Beitrag

Der VerauRerer und der Erwerber haften fir den Bei-
trag als Gesamtschuldner, wenn der Ubergang auf den
Erwerber wahrend einer laufenden Versicherungsperi-
ode erfolgt.

Wenn der Versicherungsvertrag gekiindigt wird, haftet
der VerauRerer allein fur die Zahlung des Beitrags.
Anzeigepflichten

Die Verauflerung ist dem Versicherer vom VerauRerer
oder Erwerber unverziiglich in Textform (z. B. E-Mail,
Telefax oder Brief) anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall spater als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hatte zu-
gehen missen. Der Versicherer muss hierzu nachwei-
sen, dass er den mit dem VerduRerer bestehenden
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hatte.

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn
ihm die VerauRerung zu dem Zeitpunkt bekannt war,
zu dem ihm die Anzeige hatte zugehen mussen. Der
Versicherer bleibt ebenfalls zur Leistung verpflichtet,
wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist fUr seine Kindigung abgelaufen war und er
nicht gekindigt hat.
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B3-1

Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder

seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B3-1.1

B3-1.2
B3-1.2.1

B3-1.2.2

B3-1.2.3
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Vollstandigkeit und Richtigkeit von Angaben liber
gefahrerhebliche Umstande

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner
Vertragserklarung dem Versicherer alle ihm bekannten
Gefahrumstande anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) ge-
fragt hat und die fir den Entschluss des Versicherers
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt
zu schlieBen. Diese Anzeigepflicht gilt auch dann,
wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach
seiner Vertragserklarung, aber vor der Vertragsannah-
me Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Absatz 1 und B3-1.2 sowohl die Kenntnis
und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis
und die Arglist des Versicherungsnehmers zu bertck-
sichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die

Anzeigepflicht nicht vorsatzlich oder grob fahrlassig

verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem Ver-

treter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder
grobe Fahrlassigkeit zur Last fallt.

Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Riicktritt und Wegfall des Versicherungsschut-
zes
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1, kann der Versicherer
vom Vertrag zurlicktreten. Im Fall des Rucktritts be-
steht auch fur die Vergangenheit kein Versiche-
rungsschutz.

Der Versicherer hat jedoch kein Rucktrittsrecht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die unrichtigen oder unvollstdndigen Angaben weder
vorsatzlich noch grob fahrlassig gemacht hat.

Das Rucktrittsrecht des Versicherers wegen grob
fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstande zu gleichen oder
anderen Bedingungen geschlossen hatte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zuruick, darf er den Versicherungsschutz nicht
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollstdndig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder fur den Eintritt oder die Fest-
stellung des Versicherungsfalles noch fir die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht ur-
sachlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsneh-
mer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
Kiindigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3-1.1 Absatz 1 einfach fahrlassig oder
schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kiindigen.

Das Kundigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versi-
cherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstande zu gleichen oder anderen Be-
dingungen geschlossen hatte.

Vertragsdnderung

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach B3-1.1 Absatz 1 nicht vorsatzlich verletzt und
hatte der Versicherer bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Gefahrumstande den Vertrag auch zu ande-
ren Bedingungen geschlossen, so werden die ande-
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B3-1.3

B3-1.4

B3-1.5

B3-1.6

B3-1.7

ren Bedingungen auf Verlangen des Versicherers
ruckwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhoht sich durch eine Vertragsanderung der Beitrag
um mehr als 10 Prozent oder schlieRt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung fiir den nicht angezeigten
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung ei-
ner Frist kiindigen. In dieser Mitteilung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kiindi-
gungsrecht hinzuweisen.
Frist und Form fiir die Ausiibung der Rechte des
Versicherers
Die Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zur Ver-
tragsanderung muss der Versicherer innerhalb eines
Monats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die
Umstande anzugeben, auf die er seine Erklarung
stltzt. Zur Begrundung kann er nachtraglich weitere
Umstande innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht und der Umstande Kenntnis
erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte
Recht begriinden.
Hinweispflicht des Versicherers
Die Rechte zum Ricktritt, zur Kiindigung oder zur Ver-
tragsanderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf
die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewie-
sen hat.
Ausschluss von Rechten des Versicherers
Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Riick-
tritt, zur Kundigung oder zur Vertragsanderung nicht
berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrum-
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.
Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglis-
tiger Tauschung anzufechten, bleibt bestehen.
Erléschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zum Rucktritt, zur Kiindi-
gung und zur Vertragsadnderung erléschen mit Ablauf
von funf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte
erléschen nicht fir Versicherungsfalle, die vor Ablauf
dieser Frist eingetreten sind. Die Frist betragt zehn
Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Ver-
treter die Anzeigepflicht vorsatzlich oder arglistig ver-
letzt hat.

B3-2 Gefahrerh6hung (gilt fiir die Sachversicherung, Tech-
nische Versicherung und Ertragsausfallversicherung)

B3-2.1
B3-2.1.1

B3-2.1.2

B3-2.1.3
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Begriff der Gefahrerh6hung
Eine Gefahrerhéhung liegt vor, wenn nach Abgabe
der Vertragserklarung des Versicherungsnehmers
die tatsachlich vorhandenen Umsténde so verandert
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles
oder eine VergroRerung des Schadens oder die un-
gerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers
wahrscheinlicher wird.
Eine Gefahrerhéhung kann insbesondere — aber
nicht nur — vorliegen, wenn sich ein gefahrerhebli-
cher Umstand andert, nach dem der Versicherer vor
Vertragsschluss gefragt hat.
Eine Gefahrerh6hung nach B3-2.1.1 liegt nicht vor,
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhéht hat
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oder nach den Umstanden als mitversichert gelten
soll.

B3-2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers

B3-2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklarung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des
Versicherers keine Gefahrerh6hung vornehmen oder
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

B3-2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachtraglich,
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versiche-
rers eine Gefahrerhdhung vorgenommen oder ge-
stattet hat, so muss er diese dem Versicherer unver-
ziglich anzeigen.

B3-2.2.3  Eine Gefahrerhéhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklarung unabhangig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versiche-
rer unverziglich anzeigen, nachdem er von ihr
Kenntnis erlangt hat.

B3-2.3 Kiindigung oder Vertragsanderung durch den Ver-

sicherer

B3-2.3.1  Kiindigungsrecht
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach B3-2.2.1, kann der Versicherer den Ver-
trag fristlos kiindigen, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Verpflichtung vorséatzlich oder grob fahr-
lassig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz
oder grober Fahrlassigkeit hat der Versicherungs- B3-3.1
nehmer zu beweisen. B3-3.1.1

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlassigkeit,
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat kiindigen.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhéhung in den
Fallen nach B3-2.2.2 und B3-2.2.3 bekannt, kann er
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kiindigen.

B3-2.3.2  Vertragsidnderung
Statt der Kindigung kann der Versicherer ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhdhung einen seinen Ge- B3-3.1.2
schaftsgrundsatzen entsprechenden erhdhten Bei-
trag verlangen oder die Absicherung der erhdhten
Gefahr ausschliefen.

Erhéht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerho-
hung um mehr als 10 Prozent oder schlief3t der Ver-
sicherer die Absicherung der erhéhten Gefahr aus,
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung B3-3.1.3
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kindi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer auf dieses Kiindigungsrecht hinzu-
weisen.
B3-2.4 Erléschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kiindigung oder Ver-

tragsanpassung nach B3-2.3 erléschen, wenn diese

nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versi-

cherers von der Gefahrerhdhung ausgeubt werden

oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor

der Gefahrerh6hung bestanden hat.

B3-2.5.3

B3-2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerh6hung B3-3.2
B3-2.5.1  Tritt nach einer Gefahrerhdhung der Versicherungs-

fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-

pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine

Pflichten nach B3-2.2.1 vorsatzlich verletzt hat. Ver- B3-3.2.1

letzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob
fahrlassig, so ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in dem Verhaltnis zu kirzen, das der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlassigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen.

B3-2.5.2 Nach einer Gefahrerhdhung nach B3-2.2.2 und
B3-2.2.3 ist der Versicherer fiir einen Versicherungs-
fall, der spater als einen Monat nach dem Zeitpunkt
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hatte
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zugegangen sein mussen, leistungsfrei, wenn der
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsatz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine
Pflicht grob fahrlassig verletzt, so gilt B3-2.5.1 Satz 2
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versi-
cherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerho-
hung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hat-
te zugegangen sein mussen, bekannt war.

Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt be-
stehen,

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Gefahrerhohung nicht ursachlich fir den
Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang
der Leistungspflicht war oder

b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist fir die Kindigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kiindigung nicht erfolgt
war oder

c) wenn der Versicherer statt der Kiindigung ab
dem Zeitpunkt der Gefahrerhéhung einen seinen
Geschaftsgrundsatzen entsprechend erhdhten
Beitrag verlangt.

B3-3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Fir die Sachversicherung, Technische Versicherung
und Ertragsausfallversicherung gilt:

Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Ver-
sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfiillen hat, sind:

a) die Einhaltung aller gesetzlichen, behérdlichen
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften;

b) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten.

Fir die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:

Besonders gefahrdrohende Umstande hat der Versi-
cherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers in-
nerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwagung der
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Um-
stand, der zu einem Schaden gefiihrt hat, gilt ohne
weiteres als besonders gefahrdrohend.
Rechtsfolgen
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsatzlich oder
grob fahrlassig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt
des Versicherungsfalles gegenliber dem Versicherer
zu erflllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kiindigen.
Der Versicherer hat kein Kiindigungsrecht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsatzlich noch grob fahrlassig ver-
letzt hat.

Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-

rungsfalles

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des

Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu erfiil-

len:
Er hat nach Méglichkeit fiir die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Ver-
sicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit fur ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen
— ggf. auch mindlich oder telefonisch — einzuholen,
wenn die Umstande dies gestatten. Erteilen mehrere
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemaRem Ermessen zu han-
deln.
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Fir die Sachversicherung, Technische Versicherung
und Ertragsausfallversicherung gilt zuséatzlich zu
B3-3.2.1:

Der Versicherungsnehmer hat

a) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem
er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverziglich —
ggf. auch mindlich oder telefonisch — anzuzei-
gen;

b) Schaden durch strafbare Handlungen gegen das
Eigentum unverziglich der Polizei anzuzeigen;

c) dem Versicherer und der Polizei unverzuglich ein
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen
einzureichen;

d) das Schadenbild so lange unverandert zu lassen,
bis die Schadenstelle oder die beschadigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden
sind. Sind Veranderungen unumganglich, sind
das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentie-
ren (z. B. durch Fotos) und die beschadigten Sa-
chen bis zu einer Besichtigung durch den Versi-
cherer aufzubewahren;
soweit moglich dem Versicherer unverziglich je-
de Auskunft — auf Verlangen in Textform — zu er-
teilen, die zur Feststellung des Versicherungsfal-
les oder des Umfanges der Leistungspflicht des
Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung lber Ursache und Hohe des Schadens
und Uber den Umfang der Entschadigungspflicht
zu gestatten;
vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann;
fur zerstorte oder abhandengekommene Wertpa-
piere oder sonstige aufgebotsfahige Urkunden
unverziglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten
und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhandengekommene Sparbicher und
andere sperrfahige Urkunden unverziglich sper-
ren zu lassen.

Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des

Versicherers einem anderen als dem Versiche-

rungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenhei-

ten nach B3-3.2.1 und B3-3.2.2 ebenfalls zu er-
flllen — soweit ihm dies nach den tatsachlichen
und rechtlichen Umstanden maglich ist.

e
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Fir die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt zu-
satzlich zu B3-3.2.1:

a) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer in-
nerhalb einer Woche anzuzeigen, auch wenn
noch keine Schadensersatzanspriiche erhoben
worden sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den
Versicherungsnehmer Haftpflichtanspriiche gel-
tend gemacht werden.

b) Er hat dem Versicherer ausfiihrliche und wahr-
heitsgemafRe Schadenberichte zu erstatten und
ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung
zu unterstitzen. Alle Umsténde, die nach Ansicht
des Versicherers flr die Bearbeitung des Scha-
dens wichtig sind, mussen mitgeteilt sowie alle
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dafir angeforderten Schriftstiicke Ubersandt wer-
den.

c) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskos-
tenhilfe beantragt oder wird ihm gerichtlich der
Streit verkindet, hat er dies dem Versicherer un-
verziglich anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn ge-
gen den Versicherungsnehmer wegen des den
Anspruch begriindenden Schadensereignisses
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird.

d) Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfiigung
von Verwaltungsbehérden auf Schadensersatz
muss der Versicherungsnehmer fristgemall Wi-
derspruch oder die sonst erforderlichen Rechts-
behelfe einlegen. Einer Weisung des Versiche-
rers bedarf es nicht.

e) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat
er die FUhrung des Verfahrens dem Versicherer
zu Uberlassen. Der Versicherer beauftragt im Na-
men des Versicherungsnehmers einen Rechts-
anwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen
Auskunfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfugung stellen.

Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
nach B3-3.1 oder B3-3.2 vorsatzlich, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei
grob fahrlassiger Verletzung der Obliegenheit ist der
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
haltnis zu kiirzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts-
oder Aufklarungsobliegenheit, ist der Versicherer nur
dann vollstandig oder teilweise leistungsfrei, wenn er
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf
diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die Obliegenheit nicht grob fahrlassig verletzt hat.
Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit we-
der fir den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch fiir die Feststellung oder den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
ursachlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer die andere Versicherung unverziglich mit-
zuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versiche-
rer und die Versicherungssumme anzugeben. Falls
keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist statt-
dessen der Versicherungsumfang anzugeben.
Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht
nach B4-1.1.1 vorsatzlich oder grob fahrlassig, ist
der Versicherer unter den in B3-3 beschriebenen
Voraussetzungen zur Kindigung berechtigt oder
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfrei-
heit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt
des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen
Versicherung erlangt hat.
Haftung und Entschadigung bei Mehrfachversi-
cherung
Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen
dieselbe Gefahr versichert und Ubersteigen die
Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder Ubersteigt aus anderen Griinden
die Summe der Entschadigungen, die von jedem
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen waren, den Gesamtschaden, liegt
eine Mehrfachversicherung vor.
Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder fur den Betrag
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag
des ihm entstandenen Schadens verlangen.
Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Vertrage bei
demselben Versicherer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsvertragen Ent-
schadigung fur denselben Schaden, so ermaRigt
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag
in der Weise, dass die Entschadigung aus allen
Vertragen insgesamt nicht héher ist, als wenn der
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus
denen die Beitrage errechnet wurde, nur in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden ware.
Bei Vereinbarung von Entschadigungsgrenzen er-
maRigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus
allen Vertragen insgesamt keine héhere Entscha-
digung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag
der Versicherungssummen in diesem Vertrag in
Deckung gegeben worden ware.

Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachver-
sicherung in der Absicht geschlossen, sich da-
durch einen rechtswidrigen Vermdégensvorteil zu
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlos-
sene Vertrag nichtig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit
begriindenden Umstanden Kenntnis erlangt.
Beseitigung der Mehrfachversicherung

Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, oh-
ne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachver-
sicherung geschlossen, kann er verlangen, dass
der spater geschlossene Vertrag aufgehoben oder
die Versicherungssumme unter verhaltnismaRiger
Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herab-
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gesetzt wird, der durch die frihere Versicherung
nicht gedeckt ist.

Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung
des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam,
zu dem die Erklarung dem Versicherer zugeht.
Die Regelungen nach B4-1.1.4.1 sind auch anzu-
wenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch
entstanden ist, dass nach Abschluss der mehre-
ren Versicherungsvertrage der Versicherungswert
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren
Versicherungsvertrage gleichzeitig oder im Ein-
vernehmen der Versicherer geschlossen worden,
kann der Versicherungsnehmer nur die verhaltnis-
mafige Herabsetzung der Versicherungssummen
und der Beitrage verlangen.

Fiir die Allgemeine Haftpflichtversicherung gilt:

Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risi-
ko in mehreren Versicherungsvertragen versichert ist.
Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekom-
men ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies
wusste, kann er die Aufhebung des spater geschlos-
senen Vertrags verlangen.

Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versi-
cherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats
geltend macht, nachdem er von der Mehrfachversi-
cherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklarung,
mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zugeht.

B4-2 Erklarungen und Anzeigen, Anschriftendnderung

B4-2.1

Form, zustandige Stelle

Die fir den Versicherer bestimmten Erklarungen und
Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und
die unmittelbar gegeniiber dem Versicherer erfolgen,
sind in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzu-
geben. Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform
oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

Erklarungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwal-
tung des Versicherers oder an die im Versicherungs-
schein oder in dessen Nachtrdgen als zustandig be-
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen
Regelungen Uber den Zugang von Erklarungen und
Anzeigen bleiben bestehen.

B4-2.2

Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namenséande-

rung

Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genligt fir
eine Willenserklarung, die dem Versicherungsnehmer
gegenlber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefs an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklarung gilt drei Tage nach der
Absendung des Briefs als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend fiir den Fall einer dem Versicherer nicht an-
gezeigten Namensanderung des Versicherungsneh-
mers.

B4-2.3

Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nie-

derlassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen,
findet bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung B4-2.2 entsprechend Anwendung.

B4-3 Verjahrung
Die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag verjahren
in drei Jahren. Die Verjahrung beginnt mit dem Schluss
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der
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Glaubiger von den Anspruch begriindenden Umstanden
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die
grob fahrlassige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem
Versicherer angemeldet worden, zahlt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang
der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitge-
teilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruch-
steller nicht mit.

Im Ubrigen richtet sich die Verjahrung nach den allgemei-
nen Vorschriften des Blrgerlichen Gesetzbuchs.

Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstiande
Versicherungsombudsmann
Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen
Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in
verbraucherahnlicher Lage befindet, gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten
kann sich der Versicherungsnehmer an den Versiche-
rungsombudsmann e. V. wenden.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632
10006 Berlin
Telefon: 0800 369 6000
Fax: 0800 369 9000

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Versicherungsombudsmann e. V. ist eine unab-
hangige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle.
Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen.

Versicherungsaufsicht

Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung
des Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungsver-
schiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auftreten,
kann er sich auch an die Bundesanstalt fiir Finanz-
dienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer unter-
liegt der Aufsicht der Bundesanstalt fir Finanzdienst-
leistungsaufsicht.

Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer StralRe 108
53117 Bonn
Telefon: 0800 2 100 500

E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de

Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann
einzelne Streitfalle nicht verbindlich entscheiden.
Rechtsweg

Es besteht zudem die Mdglichkeit, den Rechtsweg zu
beschreiten.
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Ortlich zusténdiges Gericht fiir Klagen gegen den
Versicherer

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zustandig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fir
den Versicherungsvertrag zustéandigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zustandig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen,
seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlas-
sung, seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines sol-
chen, seinen gewohnlichen Aufenthalt ins Ausland,
sind die Gerichte des Staates zustandig, in dem der
Versicherer seinen Sitz hat.

Ortlich zustindiges Gericht fiir Klagen gegen Ver-
sicherungsnehmer

Fur Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche
Zustandigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlas-
sung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers;
fehlt ein solcher, nach seinem gewdhnlichen Aufenthalt.

Sind der Wohnsitz oder gewdhnliche Aufenthalt im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt
sich die gerichtliche Zustandigkeit fur Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsneh-
mer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner fur
den Versicherungsvertrag zustandigen Niederlassung.

Anzuwendendes Recht
Fir diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Embargobestimmung

Es besteht — unbeschadet der librigen Vertragsbestim-
mungen — Versicherungsschutz nur, soweit und solange
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europaischen Union oder der Bundesrepublik
Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch fir Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von
Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Euro-
paischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland
entgegenstehen.
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